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Ein Plädoyer für eine wertorienierte und gleichmäßige
Besteuerung von Boden und Gebäuden

Reform der Grundsteuer: 

Wolfram F. Richter*

Anfang Juni 2016 wurde mit großer Mehrheit eine Bundesratsinitiative zur Reform der Grundsteu­

er beschlossen. Im ifo Schnelldienst 18/2016 wurde dieser Reformvorschlag von einigen Experten 

vorgestellt und diskutiert. Als Reaktion darauf setzt sich Wolfram F. Richter kritisch mit den Bei­

trägen aus dem ifo Schnelldienst 18/2016 auseinander.

Zum Stand der Reform

Am 4. November 2016 hat der Bundesrat 
beschlossen, die von Niedersachsen und 
Hessen vorgelegten Gesetzentwürfe zur 
Reform der Grundsteuer in den Bundes-
tag einzubringen. Die Reforminitiative 
drängt. Sie drängt politisch, weil die gel-
tende Einheitsbewertung auf der Basis 
von 1964 (alte Bundesländer) bzw. 1935 
(neue Bundesländer) jeden Bezug zur Re-
alität verloren hat. Sie drängt aber auch 
rechtlich, weil sich das Bundesverfas-
sungsgericht schon mit der Frage des 
Bundesfinanzhofs zu befassen hat1, ob 
die geltende Besteuerung des Grundver-
mögens mit dem allgemeinen Gleich-
heitsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1 des 
Grundgesetzes noch zu vereinbaren ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es zu begrü-
ßen, wenn sich 14 von 16 Bundesländern 
nach langjähriger Beratung auf eine ge-
meinsame Reforminitiative verständigt 
haben. Nun verlässt ein Gesetz das Par-
lament bekanntlich selten so, wie es ein-
gebracht wird. Von daher verdienen kon-
struktive Änderungsvorschläge selbst in 
dieser späten Phase Beachtung. Proble-
matisch sind dagegen Vorschläge aus der 
Wissenschaft, die die Initiative fundamen-
tal infrage stellen, und das auch noch mit 
ökonomisch wenig überzeugenden Argu-
menten. Von beiden Arten finden sich Vor-
schläge unter den jüngst im Heft 18/2016 
von ifo Schnelldienst publizierten Diskus-
sionsbeiträgen zur Reform der Grund-
steuer. Auf beide Arten soll hier kommen-
tierend eingegangen werden. Dabei erfor-
dert die Natur der Sache, die Kritik an 
Änderungsvorschlägen ausführlicher zu 
begründen als die Zustimmung zu ande-
ren. Begonnen sei die Kommentierung 
mit den Änderungsvorschlägen, die als 
diskussionswürdig erachtet werden.

 1 BFH, Beschluss vom 22. Oktober 2014 II R 
16/13.

Diskussionswürdige Änderungs­
vorschläge

Die Reform ändert das Ziel und die Me-
thode der Bewertung von Grundstücken 
(vgl. Scheffler 2016, S. 8; Tschentscher 
2016, S. 24). Das kommt in einer verän-
derten Begrifflichkeit zum Ausdruck. Statt 
des Einheitswerts gilt es künftig, den 
Grundsteuerwert zu bestimmen. Beide 
Werte eint, dass sie in einem standardi-
sierten Verfahren ermittelt werden. Wäh-
rend aber der Einheitswert auf den Ver-
kehrswert abzielt, ist der Grundsteuerwert 
als Kostenwert konzipiert.

Die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Werten können groß sein. In Beispielrech-
nungen von Löhr (2016b) schwankt das 
Verhältnis von Grundsteuer- und Einheits-
wert zwischen 4,2 und 13,7. Dass sich 
neue und alte Bewertungen stark unter-
scheiden, kann nicht eigentlich überra-
schen. Gäbe es die Unterschiede nicht, 
würde sich die Reform erübrigen. Das 
Problem ist eher, dass es selbst bei kon-
stant gehaltenem Steueraufkommen ne-
ben Gewinnern auch Reformverlierer ge-
ben wird. Das birgt politischen Sprengstoff. 
Da die Bewertungsunterschiede sachlich 
begründet sind, lässt sich der Zorn der 
Betroffenen nicht vermeiden, allenfalls ab-
mildern, und zwar dadurch, dass man die 
Anpassung an die neuen Steuerwerte 
zeitlich streckt und in mehreren Schritten 
vollzieht. Übergangsregelungen sind im 
Gesetzentwurf aber nicht vorgesehen. 
Wenn der Vertreter Hamburgs, Peter 
Tschentscher (2016), das beklagt, kann 
man das zumindest verstehen.

Aber nicht nur das Verhältnis von künfti-
gen Grundsteuerwerten und geltenden 
Einheitswerten schwankt stark. In den 
Beispielrechnungen von Löhr (2016b) 
schwankt das Verhältnis von Grundsteu-
er- und Verkehrswerten zwischen 61% 
(Apartment/Zentrum/Altbau) und 181% 
(Einfamilienhaus/Peripherie/Neubau). 
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Selbst bei gleicher Gebäudeart kann es zu großen Abwei-
chungen kommen. So wird ein Grundstückseigentümer, 
dessen Einfamilienhaus (unterkellert/Dachgeschoss) zu Be-
ginn des Jahres 2005 fertiggestellt wurde, nach neuem 
Recht 18,6% mehr Grundsteuer zahlen müssen als der 
Nachbar, der das gleiche Gebäude vor dem Jahresultimo 
2004 fertiggestellt hat. Die Differenz ist Folge einer Pauscha-
lierung, die den Jahreswechsel 2004/2005 zur Bildung un-
terschiedlicher Fallgruppen nutzt. Die Frage, ob solche Be-
lastungsunterschiede mit der Forderung nach steuerlicher 
Gleichbehandlung vereinbar sind, dürfte die Gerichte noch 
beschäftigen.

Man sollte die Gefahr nicht unterschätzen, dass sich eine 
Wertermittlung, die nicht auf realistische Verkehrswerte ab-
stellt, in der einen oder anderen Weise rechtlich angreifbar 
macht. Dieser Gefahr meint die Politik, sich aussetzen zu 
müssen, um den Aufwand der Wertermittlung in Grenzen 
zu halten. Die Zahl der Bewertungsfälle wird schließlich auf 
35 Millionen veranschlagt. Ob die Aufwandsersparnis eines 
kostenorientierten Sachwertverfahrens die verfassungs-
rechtlichen Risiken rechtfertigt, müssen letztlich Juristen be-
urteilen. Als Ökonom muss man sich darauf beschränken, 
Zweifel anzumelden. Die Auffassung, dass eine verkehrs-
wertorientierte Bewertung, die in anderen Ländern geltende 
Praxis ist, wegen des verursachten Aufwands in Deutsch-
land nicht vertretbar sein soll, wirkt etwas abwegig. In den 
meisten EU-Staaten wird die Grundsteuer wertorientiert er-
hoben. Dabei gibt es eine Tendenz, auf Verkaufswerte zu 
rekurrieren. Ein kostenorientiertes Sachwertverfahren 
kommt nur vereinzelt zur Anwendung (vgl. Scheffler 2016, 
unter Verweis auf Claus et al. 2016; OECD/KIPF 2016, Ta-
ble 3.A.1.). Der Wissenschaftliche Beirat beim BMF hatte 
2010 für eine Bemessungsgrundlage geworben, die sich 
am Mietwert orientiert.

Politische Risiken bergen auch die Auswirkungen der Re-
form auf den Länderfinanzausgleich (LFA). Länder, in denen 
die Bodenrichtwerte in den zurückliegenden Jahrzehnten 
überdurchschnittlich gestiegen sind, müssen sich im LFA 
eine höhere Steuerkraft der Kommunen zurechnen lassen 
(vgl. Färber 2016). Da diese Steuerkraft mit normierten He-
besätzen ermittelt wird, können diese Länder die Auswir-
kungen auf den LFA, wie Tschentscher (2016) beklagt, auch 
nicht durch Absenkung der kommunalen Hebesätze auffan-
gen. Zwar wäre es nicht sachgerecht, die zusätzliche Be-
lastung einzelner Länder im LFA gänzlich zu vermeiden; ei-
ne zeitliche Streckung der Anpassung könnte indessen hel-
fen, die politische Akzeptanz der Reform zu erhöhen.

Soweit die nachvollziehbare Kritik am Gesetzentwurf sowie 
Überlegungen, dieser zu begegnen. Nicht nachvollziehbar 
ist dagegen der radikale Vorschlag, den Anlass der Reform 
zu nutzen, um die Grundbesteuerung durch eine reine Bo-
densteuer zu ersetzen. Dieser Vorschlag ist doppelt prob-
lematisch, und zwar weil er ökonomisch nicht überzeugt 

und obendrein geeignet ist, den politischen Einigungspro-
zess zu stören. In dem Heft des ifo Schnelldienstes sind 
diesem Vorschlag gleich zwei Beiträge (vgl. Löhr, 2016a; 
Henger und Schaefer 2016) gewidmet, ohne dass Gegen-
argumente (stellvertretend: Wissenschaftlicher Beirat 2010) 
zur Sprache kämen. Diese Unausgewogenheit liefert den 
Anlass für diesen Kommentar.

Reine Bodenbesteuerung: Pro

Der Umstand, dass es in der EU allein in Estland eine reine 
Bodensteuer gibt und keine ergänzende Steuer, die Gebäu-
de oder Grundvermögen belastet (vgl. Claus et al. 2016), 
sollte nachdenklich stimmen. Argumente gegen das Modell 
der reinen Bodenbesteuerung kommen bei Löhr bzw. Hen-
ger und Schaefer indessen nicht zur Sprache. Es werden 
lediglich unterstützende Argumente vorgetragen, und zwar 
die folgenden: (i) geringerer Verwaltungsaufwand bei Ver-
zicht auf die Bewertung von Gebäuden, (ii) positive Vertei-
lungswirkungen sowie (iii) Vermeidung von Fehlanreizen bei 
der Grundstücksnutzung. Eine genauere Erörterung verdient 
allein das dritte Argument. Der Hinweis auf positive Vertei-
lungswirkungen überzeugt nicht, weil sonstiges Vermögen 
und sonstige Vermögenserträge in der Verteilungsanalyse 
ausgeblendet bleiben. Der Hinweis auf den Verwaltungsauf-
wand könnte allenfalls dann überzeugen, wenn den entspre-
chenden Kostenersparnissen bei reiner Bodenbesteuerung 
keine anderen Kosten gegenzurechnen wären. Es gibt aber 
Kosten der reinen Bodenbesteuerung, und diese sind allo-
kationspolitischer Natur. Damit konzentriert sich die weitere 
Diskussion über die Vor- und Nachteile der reinen Boden-
besteuerung auf die Frage, wie die ergänzende Besteuerung 
von Gebäuden zu beurteilen ist. Erschöpft sie sich, wie be-
hauptet wird, in Fehlanreizen für Bauinvestitionen, oder dient 
sie nicht auch als wichtiges Instrument der raumwirtschaft-
lichen, allokationspolitischen Steuerung? Diese Frage wird 
in der regionalökonomischen Literatur im letzteren Sinne 
beantwortet. Die Gründe sollen nachfolgend referiert wer-
den. Vgl. im Einzelnen Wissenschaftlicher Beirat (2010), Wel-
lisch (2000) oder Richter (2002) mit Verweisen auf die Pri-
märliteratur.

Reine Bodenbesteuerung: Kontra

Kommunen haben die Aufgabe, ihre Bewohner mit lokalen 
Gütern zu versorgen. Das sind Güter und Leistungen, die 
nur von Bürgern vor Ort genutzt werden können. Aus tech-
nischen, institutionellen oder politischen Gründen lässt sich 
Nutzungsausschluss nicht praktizieren, weshalb bei der Fi-
nanzierung auf Steuern zurückgegriffen werden muss und 
nicht etwa auf kostendeckende Gebühren gesetzt werden 
kann. Empirische Arbeiten zeigen, dass es bei der Bereit-
stellung keine nennenswerten Größenvorteile gibt und dass 
die Kosten mit der Bevölkerungszahl annähernd proportio-
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nal zunehmen. Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (2013, S. 18) 
mit Hinweisen zur Literatur.

Sollen die Kommunen die Bereitstellung lokaler Güter eigen-
verantwortlich regeln, benötigen sie geeignete Finanzie-
rungsinstrumente. Genauer benötigen sie ein Instrument, 
um die Kosten, die von einer wachsenden Bevölkerung her-
vorgerufen werden, verursachungsgerecht anzulasten, und 
sie benötigen ein weiteres Instrument, um drohende Bud-
getdefizite auszugleichen und Interessengegensätze der 
Grundstückseigentümer abzumildern.

Das Problem der reinen Bodensteuer ist, dass sie lediglich 
die zweite Funktion erfüllt. Das heißt, dass sie genutzt wer-
den kann, um Budgetdefizite auszugleichen, und dass sie 
die Interessengegensätze, die kommunale Infrastrukturin-
vestitionen unter Grundstückseigentümern hervorrufen, 
abmildern hilft. Letzteres ist der Fall, weil die steuerliche 
Belastung bei einer wertorientierten Bodensteuer mit den 
investitionsbedingten Bodenwertänderungen stark korre-
liert. Die reine Bodenwertsteuer erfüllt indessen nicht die 
erste der beiden herausgestellten Funktionen. Sie erlaubt 
keine verursachungsgerechte Anlastung der Kosten, die 
eine wachsende Bevölkerung für die Kommune hervorruft 
und die in der Literatur auch Ballungskosten genannt wer-
den. Um diese Kritik nachvollziehen zu können, vergleiche 
man die Differentialwirkungen, wenn sich (a) die Bevölke-
rungszahl verdoppelt und wenn (b) die Bevölkerungszahl 
konstant bleibt, jeder Haushalt aber die doppelte Wohnflä-
che in Anspruch nimmt. Die Auswirkungen auf die Nach-
frage nach Wohnraum und die resultierenden Aufkom-
menswirkungen bei der Bodensteuer sind die gleichen. 
Dagegen bleiben die Ballungskosten der Kommune im Fall 
(b) nach Annahme konstant, während sie im Fall (a) steigen 
und sich tenden ziell sogar verdoppeln. Falsch wäre es also 
anzunehmen, dass die Bodenwertsteuer Grenzballungs-
kosten zu internalisieren erlaubt, weil sich Bevölkerungs-
veränderungen zwangsläufig in Bodenwertänderungen nie-
derschlagen.

Grundbesteuerung als effizienzförderndes 
Instrument 

Weil es bei der eigenverantwortlichen Finanzierung lokaler 
Güter also zwei unabhängige Funktionen zu beachten gilt, 
werden grundsätzlich auch zwei Instrumente benötigt. Un-
ter der Annahme, dass die Wohnbevölkerung vollkommen 
mobil ist und die Kommunen klein sind, macht die Literatur 
zu der Wahl der Instrumente folgende Aussagen. Erst-best 
ist die Kombination einer reinen Bodenwertsteuer mit einer 
Kopfsteuer. Zweit-best sind (a) Kombinationen einer reinen 
Bodenwertsteuer mit ortsabhängigen Zuschlägen zu Ver-
brauch- oder Einkommensteuern und (b) eine Steuer auf 
die Wohnungsnachfrage. Im letzteren Fall scheint ein ein-
zelnes Instrument offenbar zu reichen, dieses ist aber in 

seiner Wirkung als Kombination einer Bodenwertsteuer mit 
einer Steuer auf Gebäudewerte zu begreifen (vgl. insbeson-
dere Hoyt 1991). 

Die erst-beste Lösung hilft, die Diskussion um das fehlen-
de Leitbild der Grundbesteuerung einzuordnen. Beklagt 
wird in der deutschen Literatur, dass der Gesetzgeber nicht 
hinreichend deutlich mache, ob das Äquivalenz- oder das 
Leistungsfähigkeitsprinzip bei der Grundbesteuerung im 
Vordergrund zu stehen habe (stellvertretend: Scheffler 
2016). Die englischsprachige Literatur meidet demgegen-
über diese Debatte und nimmt stärker Bezug auf den Kon-
flikt zwischen Effizienz und Verteilungsgerechtigkeit. Nun 
gibt es zwischen den beiden Leitbildern offenkundige Be-
züge. So drängt es sich auf, das Äquivalenzprinzip dem 
Effizienzziel zuzuordnen und das Leistungsfähigkeitsprinzip 
dem Verteilungsziel. Weil eine erst-beste Besteuerung allein 
auf Effizienz zielt, wird auch die Vorstellung verständlich, 
dass die Grundbesteuerung dem Äquivalenzprinzip dient. 
Andererseits wird eine Bodenbesteuerung gerne vertei-
lungspolitisch begründet (stellvertretend: Löhr 2016a). Hin-
zukommt, dass die Kopfsteuer wegen ihrer als ungerecht 
empfundenen Verteilungswirkungen politisch mit starker 
Ablehnung zu kämpfen hat. (Man erinnere sich an Margaret 
Thatchers Steuerexperiment.) Die weniger abgelehnten, 
zweit-besten Lösungen tragen verteilungspolitischen Erwä-
gungen Rechnung. Vor diesem Hintergrund wird verständ-
lich, dass und warum sich die Grundbesteuerung weder 
dem Äquivalenz- noch dem Leistungsfähigkeitsprinzip ein-
deutig zuordnen lässt. Die englischsprachige Literatur stützt 
dagegen die Auffassung, dass die Grundbesteuerung pri-
mär eine allokationspolitische Funktion zu erfüllen und le-
diglich sekundär verteilungspolitischen Wirkungen Rech-
nung zu tragen hat.

Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung von Boden 
und Gebäuden

Bleibt die Frage zu klären, was für eine gleichmäßige Be-
steuerung von Boden und Gebäuden spricht und gegen die 
Kombination einer Bodenwertsteuer mit lokalen Zuschlägen 
zu Verbrauch- oder Einkommensteuern. Nun fehlt hier der 
Platz, um alle Fassetten dieser Frage zu beleuchten. Ledig-
lich ein politisch-ökonomisches Argument für die gleichmä-
ßige Besteuerung von Boden und Gebäuden soll zur Spra-
che kommen. Konkret soll die These begründet werden, 
dass der gleichmäßigen Besteuerung die wichtige Funktion 
zukommt, einer schleichenden Enteignung der Grund-
stückseigentümer vorzubeugen.

Zentrale Annahmen der Begründung sind: (i) eine Wohnbe-
völkerung, die lediglich langfristig vollkommen mobil ist, 
kurzfristig dagegen nicht, (ii) ein nahezu starres Angebot 
von zu Wohnzwecken nutzbaren Grundstücken und (iii) ei-
ne Bevölkerung, die mehrheitlich zur Miete wohnt. Die ers-
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te Annahme ist völlig unproblematisch, und die beiden an-
deren macht sich nicht zuletzt auch der Verfechter der rei-
nen Bodensteuer Löhr (2016a) zu eigen. (Zahlen zu (iii) fin-
det man etwa bei Seifert 2008.) Die Argumentation geht 
jetzt wie folgt.

Wegen der ersten Annahme ist davon auszugehen, dass 
alle Bewohner bei kommunalen Budgetentscheidungen Be-
troffenheit verspüren, auch wenn sie keine Grundstücksei-
gentümer sind. Letzteren darf man zwar unterstellen, dass 
sie die langfristige Wertentwicklung ihres Grundvermögens 
im Blick haben. Da sie annahmegemäß in der Unterzahl 
sind, kann sich eine Langfristorientierung in der Kommu-
nalpolitik indessen nicht durchsetzen. Politisch dominieren 
die Mieter mit ihren eher kurz- bis mittelfristig ausgerichte-
ten Interessen. Wenn nun unter diesen Bedingungen eine 
reine Bodensteuer zur Verfügung steht, gibt es Grund an-
zunehmen, dass sich eine Politik durchsetzt, die einseitig 
die Ausgabenwünsche der Mieter bedient und entspre-
chende Programme mit der Bodensteuer finanziert. Die Tat-
sache, dass die Grundsteuer in Deutschland den umlage-
fähigen Betriebskosten zugeordnet wird, kann diesen Pro-
zess allenfalls verzögern. Rationale Mieter erkennen zwar, 
dass Ausgabenprogramme finanziert werden müssen und 
dass die steigende Bodensteuer in der Anstoßwirkung von 
ihnen selbst zu tragen ist. Das sorgt indessen allenfalls für 
eine effiziente Abwägung zusätzlicher kommunaler Leistun-
gen und zusätzlich zu tragender (Betriebs-)Kosten. Die 
Marktkräfte trennen aber zwischen den (Brutto-)Kosten der 
Bodennutzung und solchen Nutzen und Kosten, die den 
Bewohnern individuell zurechenbar sind. Zu erwarten ist 
von daher, dass die Bodensteuer wegen des starren Ange-
bots längerfristig von den Grundstückseigentümern zu tra-
gen ist. Die Mieter bereichern sich im Ergebnis zu Lasten 
der Vermieter, was längerfristig eine den Prozess verstär-
kende Zuwanderung begünstigt.

Zu erwarten ist also, dass ein schleichender Prozess beför-
dert wird, in dem immer neue Ausgabenprogramme be-
schlossen werden, bei denen sich zwar kurzfristig Kosten 
und Nutzen die Waage halten, aber langfristig die Boden-
rente in dem Bodensteueraufkommen aufgeht. An dieser 
Entwicklung dürfte sich auch dann nichts ändern, wenn es 
neben der reinen Bodensteuer lokale Zuschläge zu Ver-
brauch- und Einkommensteuer gäbe. Es fehlte der Mecha-
nismus, der dafür sorgt, dass sich beide Komponenten 
gleichmäßig entwickeln. Eine Wertsteuer, die sowohl den 
Boden als auch die Gebäude gleichmäßig belastet, kann die 
Entwicklung dagegen verhindern. Gerade weil eine steigen-
de Steuer auf Gebäude Bauinvestitionen unattraktiv macht, 
bremst eine Wertsteuer, die Boden und Gebäude gleichmä-
ßig belastet, eine Zuwanderung, die in einer schleichenden 
Enteignung der Grundstückseigentümer ihre Antriebsquelle 
findet. Henger und Schaefer (2016) greifen also zu kurz, 
wenn sie allein die investitionsdämpfenden Wirkungen der 
Gebäudebesteuerung thematisieren. Es ist sicherlich kein 

Zufall, wenn die gleichmäßige Belastung von Grundvermö-
gen international dominiert. 
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